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Liebe Leserin, lieber Leser,
die Umsetzung des neuen Düngerechts wird für viele Betriebe eine große Herausfor-
derung. Das LfULG hat sich mit Konsequenzen und Lösungen auseinandergesetzt und 
will sie bei der Bewältigung der Aufgabe fachkundig unterstützen.
Offizieller Auftakt war unser Mehrländerstand auf der agra zum „Nährstoffmanage-
ment“. Beginnend mit diesem Infodienst informieren wir Sie regelmäßig zu den Aus-
wirkungen der neuen Vorschriften. Umfassende Informationen stellen wir auch in 
unserem Landwirtschaftsportal im Internet bereit.
In den Parzellenversuchen berücksichtigen wir bereits die neuen Forderungen. Erste 
Ergebnisse zu Getreide und Raps wurden kürzlich u. a. in Nossen beim Feldtag „Pflan-
zenschutz und Düngung“ vorgestellt. Die Versuchsberichte können Sie ebenfalls im 
Landwirtschaftsportal nachlesen.
Zusammen mit mehreren Bundesländern erarbeiten wird derzeit das Bilanzierungs- 
und Empfehlungssystem Düngung (BESyD). Es basiert auf dem bewährten sächsischen 
Programm BEFU. BESyD enthält alle Bausteine zur Ermittlung des Düngebedarfs und 
zur Nährstoffbilanzierung entsprechend der neuen gesetzlichen Forderungen.
Mit BESyD bieten wir Ihnen ein wertvolles Hilfsmittel für die erforderlichen Berech-
nungen und Dokumentationen. Das Programm wird, wenn es fertig ist, durch das 
LfULG kostenfrei zur Verfügung gestellt werden. Die Trainingsseminare bieten wir im 
Rahmen der Winterschulungen an.
Ebenfalls zu den Winterschulungen informieren wir Sie detailliert, welche Maßnah-
men nach Düngeverordnung im kommenden Frühjahr von Bedeutung sind. So u. a. 
hinsichtlich der zukünftig schlagbezogenen und aufzeichnungspflichtigen Düngebe-
darfsermittlung und der Nährstoffbilanzierung. Aber auch über unsere Aus-, Fort- 
und Weiterbildungsangebote insgesamt werden wir Sie auf dem Laufenden halten.
Ich möchte Sie zudem darauf hinweisen, dass Investitionen zur Ausbringung oder 
Lagerung organischer Wirtschaftsdünger gefördert werden können. Grundlage ist die 
Richtlinie LlW/2014. Momentan läuft der vierte Aufruf zur Einreichung von Anträgen. 
Details finden Sie im Förderportal im Internet.
Und nicht zuletzt: Für alle Fragen zur neuen Düngeverordnung stehen Ihnen ab sofort 
unsere FBZ und ISS zur Seite. Unsere Sachbearbeiter „Fachrecht Pflanzenbau/Land-
wirtschaftlicher Ressourcenschutz“ werden Sie nach Kräften unterstützen.
Ich wünsche, dass es uns gemeinsam gelingt, mit der Umsetzung der Düngeverord-
nung weiter gute Erträge einzufahren und gleichzeitig das Image der Landwirtschaft 
beim Umweltschutz zu stärken.
Ihr
Norbert Eichkorn
Präsident des Sächsischen Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
Wichtige Änderungen durch die Novellierung 
des deutschen Düngerechts
Mit dem neuen Düngegesetz (DüngG) vom 05.05.2017 (in Kraft getreten am 
16.05.2017) und der neuen Düngeverordnung (DüV) vom 26.05.2017 (in Kraft getre-
ten am 02.06.2017) erfolgten umfassende Änderungen des nationalen Düngerechts. 
Auch die sächsischen Landwirte werden damit vor große Herausforderungen gestellt; 
ein weitreichender Anpassungsprozess ist erforderlich.
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Das Düngegesetz bildet die gesetzliche Grundlage für die DüV und für weitere dün-
gerechtliche Regelungen; so zum Beispiel für die Düngemittelverordnung (DüMV), 
die Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von Wirtschaftsdünger 
(WDüngV) und die zukünftig neu vorgesehene Stoffstrombilanzverordnung (Stoff-
BilV). Mit dem neuen Düngegesetz wurden u. a. die gesetzlichen Grundlagen geschaf-
fen für folgende neue Regelungen der DüV:
❚  Einbeziehung aller organischen Düngemittel – einschließlich Gärreste pflanzlicher 
Herkunft und Kompost – in die betriebliche 170 kg-Stickstoffobergrenze
❚  Regelung der Lagerkapazität für Gärreste aus Biogasanlagen
Die DüV regelt die Anwendung von Düngemitteln auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen bundeseinheitlich und ist der wesentliche Bestandteil des nationalen 
Aktionsprogramms zur Umsetzung der EG-NitratRL. Die vorliegende Neufassung 
ist auch ein wichtiger Schritt zur Umsetzung der EU-WasserrahmenRL (WRRL) in 
Deutschland.
Im Folgenden werden die aus der Novellierung der DüV resultierenden wichtigsten 
Neuerungen und Änderungen für die landwirtschaftliche Praxis kurz vorgestellt. Eine 
detaillierte Zusammenstellung findet sich im Internet des LfULG unter 
https://www.landwirtschaft.sachsen.de/landwirtschaft/18421.htm.
Die Ermittlung des Düngebedarfs an Stickstoff (N) und Phosphor (P) muss vor der 
Aufbringung für jeden Schlag/jede Bewirtschaftungseinheit erfolgen, ist aufzuzeich-
nen und bei Kontrollen vorzulegen. Der ermittelte Düngebedarf darf nicht überschrit-
ten werden. 
Basis für den N-Düngebedarf sind ertragsabhängige kulturartenbezogene N-Ober-
grenzen (Sollwerte) und eine einheitliche Berechnungsmethode. 
Der P-Düngebedarf ist nach Empfehlung der zuständigen Stelle (LfULG) zu ermit-
teln. Auf Schlägen mit durchschnittlichen Phosphatgehalten von mehr als 20 mg 
P2O5/100 g Boden (CAL-Methode) darf höchstens bis zur Höhe der P-Abfuhr (max. für 
drei Anbaujahre) gedüngt werden.
Die Zeiträume, in denen keine Düngemittel mit wesentlichem Gehalt an Stick-
stoff ausgebracht werden dürfen („Sperrzeiten“), werden deutlich erweitert. Auf 
Ackerland erstreckt sich die Sperrzeit von der Ernte der Hauptfrucht bis zum 31.01. 
In Ausnahme davon dürfen N-Düngemittel ausgebracht werden bis zum 01.10. zu 
Winterraps, Zwischenfrüchten und Feldfutter (jeweils bei Aussaat bis 15.09.) und zu 
Wintergerste nach Getreidevorfrucht (bei Aussaat bis 01.10.). Die zulässige N-Menge 
ist dabei auf 30 kg NH4-N/ha oder 60 kg Nt/ha beschränkt.
Auf Grünland und auf Ackerland mit mehrjährigem Feldfutterbau (bei Aussaat bis 
15.05.) darf vom 01.11. bis 31.01. nicht mit N gedüngt werden. Abweichend wurde für 
Festmist von Huf- und Klauentieren und für Kompost für alle Flächen erstmals eine 
einmonatige Sperrzeit vom 15.12. bis 15.01. festgelegt.
Die Ausbringung flüssiger organischer oder organisch-mineralischer Düngemittel 
darf auf bestelltem Ackerland ab 01.02.2020 sowie auf Grünland und mehrschnit-
tigem Feldfutter ab 01.02.2025 nur noch erfolgen, wenn sie streifenförmig auf den 
Boden abgelegt oder direkt in den Boden eingebracht werden.
Die Vorgaben für das Aufbringen von N- und P-haltigen Düngemitteln auf über-
schwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder schneebedeckten Böden wur-
den präzisiert. So entfällt u.a. die Möglichkeit der Aufbringung bei schneebedeckter 
Fläche (bisher bei geringer Schneehöhe bis 5 cm noch zulässig). Die Düngung auf 
gefrorenem Boden wird auf maximal 60 kg N/ha begrenzt und ist nur erlaubt, wenn 
der Boden eine Pflanzendecke trägt und am Tag des Aufbringens durch Auftauen 
aufnahmefähig wird.
Harnstoff darf ab 01.02.2020 nur noch aufgebracht werden, wenn ihm ein Urease-
Hemmstoff zugegeben ist oder er innerhalb von vier Stunden eingearbeitet wird.
Die Mindestabstände für N- und P-Düngung zu Oberflächengewässern wurden 
vergrößert. In Sachsen gilt weiter der im Wassergesetz festgelegte Mindestabstand 
von 5 m. Auf zu Gewässern stark geneigten Flächen (ab 10 Prozent Hangneigung) ist 













Die auf den Betriebsdurchschnitt bezogenen Kontrollwerte im Nährstoffvergleich 
sind wie folgt neu festgelegt:
❚  ≤ 50 kg N/ha*a im Ø von drei Düngejahren ab 2018 (bisher 60 kg N)
❚  ≤ 10 kg P2O5/ha*a (4,4 kg P) im Ø von sechs Düngejahre ab 2018 (bisher 20 kg P2O5).
Betriebe mit Wiederkäuerhaltung müssen die Nährstoffabfuhr von den Grobfutter-
flächen nach einer neuen Methodik auf der Grundlage der Grobfutteraufnahme der 
Tiere berechnen. 
Die bestehende Begrenzung für die Aufbringung von N aus tierischen Wirtschafts-
düngern auf 170 kg N/ha*a im Durchschnitt des Betriebes wird auf alle organischen 
Düngemittel erweitert. Bei Kompost bezieht sich die Obergrenzenregelung auf den 
praxisüblichen Aufbringungsturnus von drei Jahren (max. N-Menge 510 kg N/ha in 
drei Jahren).
Das Fassungsvermögen von Anlagen zur Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdün-
gern und Gärrückständen wurde neu in die DüV aufgenommen und muss mindestens 
6 Monate betragen. Betriebe mit > 3 GV/ha LF sowie Betriebe ohne eigene Ausbrin-
gungsflächen müssen ab 01.01.2020 eine Lagerkapazität von 9 Monaten nachweisen. 
Für Festmist und Kompost ist ab 01.01.2020 eine Lagerkapazität von mindestens 
2 Monaten nachzuweisen. Die Bundesländer müssen für Gebiete mit hoher Nitrat-
belastung sowie in Gebieten, in denen stehende oder langsam fließende oberirdische 
Gewässer durch P eutrophiert sind, welches nachweislich aus der Landwirtschaft 
stammt, eine zusätzliche landesrechtliche Verordnung erlassen. Die für Sachsen noch 
zu erarbeitende Landesverordnung muss für diese Gebiete mindestens drei weiterge-
hende düngerechtliche Maßnahmen aus einem in der DüV vorgegebenem Katalog von 
insgesamt 14 zusätzlichen Regelungen enthalten.
Wichtiger Hinweis für Landwirte mit Flächen in Wasser-/Heilquellen-Schutzge-
bieten:
Vorschriften nach der neuen DüV können strenger sein, als Schutzbestimmungen zu 
vergleichbaren Regelungsinhalten in Wasser-/Heilquellenschutzgebietsverordnun-
gen. In diesen Fällen sind in dem jeweiligen Wasser-/Heilquellenschutzgebiet die 
jeweils strengeren Vorschriften der DüV bzw. der Wasser-Heilquellenschutzge-
bietsverordnung einzuhalten. 
So ist in der neuen DüV die Sperrzeitregelung für die Anwendung von Düngemitteln 
mit wesentlichem N-Gehalt auf Ackerland nach der Ernte der Vorfrucht in folgen-
den Punkten strenger als die Sperrzeitregelung in Wasserschutzgebietsverordnungen 
(WSG-VO), in denen die Schutzbestimmungen nach Anlage 1 der SächsSchAVO in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002 weitgehend übernommen wurden:
❚  Die Sperrzeit nach DüV gilt für sämtliche Düngemittel mit wesentlichem N-Gehalt 
  (d. h. auch N-Mineraldünger) und nicht nur für Jauche, Gülle, Silagesickersaft, Klär-
schlamm u. ä. Stoffe wie nach WSG-VO
❚  Nur bis zum 1.10. (und nicht bis 15.10. wie nach WSG-VO) dürfen bis in Höhe des 
N-Düngebedarfs, jedoch insgesamt max. 60 kg/ha Gesamt-N oder 30 kg/ha Am-
monium-N (und nicht bis zu 80 kg/ha Gesamt-N wie nach WSG-VO) aufgebracht 
werden, jedoch nur zu Zwischenfrüchten, Winterraps, Feldfutter bei Aussaat zum 
15.09. und Wintergerste nach Getreidevorfrucht bei Aussaat bis zum 1.10. und 
nicht wie nach WSG-VO auch zu Winterrübsen und anderen Herbstansaaten (und 
auch nicht nur zu einer Getreidestrohdüngung wie nach manchen WSG-VO).
Hingegen endet die Sperrzeit nach WSG-VO später (15.02, in manchen WSG-VO erst 
zum 15.03.) als nach DüV (31.01.)
Neue Förderrichtlinie zur Stilllegung der 
Milchproduktion in Kraft gesetzt
Die beihilferechtliche Genehmigung der Europäischen Kommission für die Förder-
richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft zur 
Gewährung von Zuwendungen bei Stilllegung der Milchproduktion (Förderrichtlinie 
Stilllegung Milchproduktion – RL SMP/2017) liegt nun vor. Der Freistaat Sachsen flan-
kiert somit seit Anfang Mai die Aufgabe der Milchproduktion finanziell und unter-
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Die Zuwendung wird u. a. gewährt für den Wertverlust der Vermögenswerte, für 
die Kosten des Abbaus der Produktionskapazität und für die verbindlichen Sozial-
kosten.
Dabei können landwirtschaftliche Unternehmen im Haupterwerb mit 20 und mehr 
Milchkühen 500 EUR pro Milchkuh als einmalige Zahlung für die Stilllegung der 
Milchproduktion erhalten, jedoch maximal 30.000 EUR. Der Beihilfeempfänger muss 
sich verpflichten, dass die Stilllegung der Milchproduktionskapazität endgültig, voll-
ständig und unwiderruflich ist und dass er die betreffende Tätigkeit nicht andernorts 
ausüben wird. An diese Verpflichtung sind auch Hofnachfolger und Käufer gebunden.
Die Stilllegungsprämien erhalten nur Unternehmen, die in den vergangenen fünf 
Jahren vor dem Jahr der Antragstellung mit den stillzulegenden Kapazitäten ein-
schließlich der Milchkühe tatsächlich Milch produziert haben. Mit der Stilllegung der 
Milchproduktion darf erst nach dem Erhalt des Zuwendungsbescheides begonnen 
werden. 
Antrags- und Bewilligungsstelle ist die Sächsische Aufbaubank (SAB). Die Anträge 
können bei der SAB noch bis zum 31. Oktober 2017 gestellt werden (Ausschluss-
frist).
Weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite der SAB unter der Rubrik –> 
Unternehmen –> Landwirtschaft –> Förderrichtlinie Stilllegung Milchproduktion.
Interessenten wenden sich bitte an die SAB, Susann Röher. Die Kontaktdaten finden 
Sie nebenstehend.
Begleituntersuchungen zu den AUK-Vorhaben 
AL.2 (Streifen- und Direktsaat) und
AL.7 (überwinternde Stoppel) 
Schlagdatenerfassung im Auftrag des LfULG – Bitte um Mitwirkung
Herzlichen Dank! - Fast alle sächsischen Betriebe, die das Vorhaben AL.2 Streifen- oder 
Direktsaat durchführen, haben sich an einer Befragung des LfULG beteiligt. 
Im zweiten Schritt werden nun die Schlagdaten erfasst – neben dem Fördervorhaben 
AL.2 auch für das Fördervorhaben AL.7 (überwinternde Stoppel).
Wenn Sie diese Vorhaben durchführen, kann es sein, dass Sie die Gesellschaft für 
konservierende Bodenbearbeitung (GKB) demnächst kontaktiert. Die GKB erhebt die 
Daten im Auftrag des LfULG.
Das LfULG bittet Sie um Unterstützung und Mitwirkung.
Wir versichern Ihnen, dass alle Angaben streng vertraulich behandelt und anonym 
ausgewertet werden. 
Die Ergebnisse dienen der Weiterentwicklung der Agrarumweltmaßnahmen und sollen 
auch deren Wirksamkeit für die Umwelt beleuchten.
Kontrolle mit Mitteln der Fernerkundung
Die Kontrolle der Beihilfeanträge wird in Sachsen ab 2017 mittels Fernerkundung 
durchgeführt. Durch das SMUL wurde dazu über ein EU-weites offenes Ausschrei-
bungsverfahren ein Dienstleister beauftragt – die GAF AG München. 
Die Aufgabe des Dienstleisters ist es, bei den Betrieben, die über die Risikoanalyse zur 
VOK ermittelt worden sind, die Angaben zu Lage, Größe und Nutzung der Flächen auf 
Grundlage von aktuellen, sehr hochauflösenden Satellitenbildern zu prüfen.
Bei einzelnen zu kontrollierenden Schlägen kann es sein, dass die Nutzung (angebaute 
Kultur) nicht eindeutig über das hochauflösende Satellitenbild bestimmbar ist. Für diese 
Fälle führen autorisierte Mitarbeiter der GAF AG eine schnelle Feldbegehung durch. 
Die schnellen Feldbegehungen sind dazu gedacht, die Nutzung vor Ort ohne Kontakt-
aufnahme mit dem Landwirt zu überprüfen. Generell wird bei der schnellen Feldbe- 
gehung keine Flächenmessung vorgenommen. Die autorisierten Mitarbeiter des Dienst-
leisters zählen als Kontrollpersonal, und können sich dementsprechend ausweisen. 
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Ansprechpartner LfULG:
Örtlich zuständige Förder- und
Fachbildungszentren (FBZ) bzw.
















Ihnen ist ein Betretungsrecht und die für Kontrollen notwendige Verweildauer auf den 
Schlägen einzuräumen (siehe dazu „Verpflichtung und Erklärung“ zum Sammelantrag 
2017).
Die Mitarbeiter der FBZ/ISS des LfULG werden weiterhin im Rahmen der VWK/VOK 
vor Ort Termine und Auflagen zu Fördervorrausetzungen sowie Flächen, die nicht 
abschließend durch die Fernerkundung geklärt werden konnten, prüfen. Auch die 
Bewilligung der Förderanträge zu Direktzahlungen und flächenbezogenen Beihilfen 
verbleibt weiterhin in den FBZ/ISS.
Zuständigkeit geändert
Für die Förderung von Vorhaben zur Prävention vor Wolfsschäden ist jetzt die Bewil-
ligungsstelle in Dresden Klotzsche zuständig.
Die Postadresse lautet: LfULG Bewilligungsstelle, Postfach 54 01 37, 01311 Dresden.
Die Ansprechpartner finden Sie in der Nebenspalte.
Weitere Informationen und die Antragsformulare stehen unter:
https://www.smul.sachsen.de/foerderung/7071.htm
Ohrmarken für Sauen mit langem Dorn
Aus aktuellem Anlass wird darauf hingewiesen, dass seit 1. Mai dieses Jahres 
Sauen-Ohrmarken mit langem Dorn beim Sächsischen Landeskontrollverband e.V. 
(LKV) zur Verfügung stehen und bestellt werden können. Zusätzliche Kosten fallen 
hierbei für die Schweinehalter nach Auskunft des LKV nicht an. Das Bestellformular ist 
unter www.lkvsachsen.de/hit-ohrmarken/bestellung abrufbar.
Eine Kuh macht Muh –  
Viele Kühe machen … Sanktionen?
Bei den in Sachsen im Vorjahr durchgeführten Kontrollen im Rahmen von Cross Compli-
ance bzw. Fachrecht wurden im GAB 7 „Kennzeichnung und Registrierung von Rindern“ 
bei fast 75 % aller Kontrollen Verstöße gegen die Viehverkehrsverordnung festgestellt!
Wer Tiere hält, hat eine Vielzahl von Rechtsvorschriften einzuhalten. Die wichtigsten 
Regelungen sind in der Viehverkehrsverordnung enthalten. Sie enthält Ausführungen 
zu Bestimmungen zur Kennzeichnung und Registrierung der Tiere, aber auch zu not-
wendigen Meldungen durch die Tierhalter an die HIT-Datenbank. 
Obwohl die Verordnung schon fast zehn Jahre in der aktuellen Fassung gilt, haben 
eine Vielzahl von Tierhaltern offensichtlich Schwierigkeiten mit der Umsetzung. Des-
halb wollen wir Ihnen heute kurze Hinweise geben, um Sie zu unterstützen, Verstöße 
bei der Kennzeichnung und Registrierung von Rindern zukünftig zu vermeiden.
Einige Vorgaben für Rinderhalter, die im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle geprüft wer-
den:
❚  Kälber sind unmittelbar nach der Geburt mit zwei zugelassenen Ohrmarken zu 
kennzeichnen 
❚  die Geburt und jede Änderung des Aufenthaltes – also Zu- und Abgänge in eine 
Betriebsstätte, Verkauf, Schlachtung u. ä. – ist innerhalb von 7 Tagen nach dem 
Ereignis an die HIT-Datenbank zu melden
❚  über alle Tierbewegungen sind Aufzeichnungen im Bestandsregister zeitnah zu 
führen
❚  verliert ein Rind eine oder beide Ohrmarken so sind diese Ohrmarken unverzüglich 
zu ersetzen
Die Kontrollen in den Betrieben werden von den sächsischen Veterinärbehörden der 
Landkreise und kreisfreien Städte durchgeführt. Alle festgestellten Mängel führen zu 
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Bei der Bewertung dieser Verstöße haben die Veterinärbehörden einen gewissen Spiel-
raum, der durch die Einführung sogenannte "marginaler Fehler" im Jahr 2016 erwei-
tert werden konnte. 
Bei Einhaltung bestimmter „Toleranzen“ ist es möglich, dass unpünktliche Meldun-
gen an die HIT-Datenbank als Frühwarnung bzw. "marginaler Fehler" gewertet werden 
können. Somit bliebe der Verstoß in dem betreffenden Jahr ohne finanzielle Folgen. 
Dies setzt aber voraus, dass der Tierhalter zukünftig die gesetzlichen Regelungen ein-
hält und Meldungen innerhalb einer Woche an die HIT-Datenbank versendet.
Wird aber nach einer ausgesprochenen Frühwarnung innerhalb von drei Jahren der 
gleiche Verstoß nochmals festgestellt, so wird dieser Verstoß als Wiederholung be-
wertet. Zusätzlich wird der verwarnte Erstverstoß rückwirkend mit 1 % sanktioniert.
Mit dem Wissen, dass Zeit ein sehr wertvoller Arbeitsfaktor ist, bitten wir Sie, die 
Bestimmungen zur Kennzeichnung und Registrierung der Tiere zu beachten, um so 
unnötige Kürzungen der Direkt- und Ausgleichszahlungen zu vermeiden.
Weitere Informationen finden Sie auch in der Infobroschüre zu Cross-Compliance im 
Internet unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11464
„Zukunftsbegleitung der Mutterkuhhalter“
Mehr als 180.000 ha bzw. 20 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche Sachsens sind 
Grünland. Ob intensiv oder extensiv genutzt: Dieses Grünland spielt auch für die über 
2.000 sächsischen Mutterkuhhalter ein große Rolle. Ziel einer zukunftsweisenden 
Mutterkuhhaltung ist ein effizienter Veredlungsweg – von einer ressourcenschonen-
den, wirtschaftlichen Nutzung des Grünlandes bis hin zum Qualitätsprodukt Rind-
fleisch.
Um die Arbeit der sächsischen Landwirte in der Mutterkuhhaltung begleiten zu kön-
nen, ist eine detaillierte Bestandsaufnahme notwendig: 
❚  hinsichtlich der vorhandenen Produktionstechnik
❚  hinsichtlich des Bedarfes an begleitenden Maßnahmen in den Bereichen der Öko-
nomie und der Produktionsoptimierung.
Wir benötigen Ihre Hilfe - um der Mutterkuhhaltung in Sachsen einen stärkeren Rück-
halt geben zu können, für Politikfolgeabschätzungen zum Wohle der Landwirte und 
für Politikberatungen. Wir bitten Sie, den Fragebogen, der Ihnen per Post zuge-
sandt wird, auszufüllen und zeitnah an uns zurück zu senden. Vielen Dank!
Qualifizierung der sächsischen Planungs- und 
Bewertungsdaten
Erinnerung an Umfrage
Bereits im Infodienst 01/2017 haben wir zur Online-Befragung aufgerufen. Vielen 
Dank an alle bisherigen Teilnehmer!
Sie ermöglichen uns damit die bestmögliche Aktualisierung der sächsischen „Pla-
nungs- und Bewertungsdaten“. Mit Hilfe dieser kostenlos im Internet zur Verfügung 
stehenden Datensammlung werden unter anderem die zukünftigen Flächenprämien 
kalkuliert. 
Wir bitten deshalb alle sächsischen Landwirte, die bislang nicht an der Umfrage 
teilgenommen haben, den Online-Fragebogen noch bis Ende Juli auszufüllen. 
Die zwölf Fragen sind in circa 5 Minuten beantwortet.
Den Fragebogen erreichen Sie unter: http://lsnq.de/UmfragePDB




Telefon: 0351 2612 2206
Telefax über: 0351 2612 2099 (Abt.)
E-Mail: 
mike.schirrmacher@smul.sachsen.de
Landwirtschaftsbetriebe für die Mitarbeit im 
„Testbetriebsnetz Landwirtschaft“ gesucht!
Im „Testbetriebsnetz Landwirtschaft“ werden jährlich aktuelle Informationen zur Lage 
der Landwirtschaft einschließlich des Garten- und Weinbaus erfasst. Dazu werden 
Buchführungsabschlüsse repräsentativ ausgewählter Betriebe ausgewertet. Die Aus-
wertung erfolgt anonym, ohne Rückverfolgbarkeit auf den Einzelbetrieb. Das Testbe-
triebsnetz ist die einzige repräsentative Quelle gesamtbetrieblicher mikroökonomi-
scher Daten und Grundlage für die Buchführungsstatistiken von Bund und Ländern. 
Das deutsche Testbetriebsnetz ist darüber hinaus Teil des Informationsnetzes land-
wirtschaftlicher Buchführungen der Europäischen Union. Die Buchführung der Test-
betriebe erfolgt nach einheitlichen Regeln mit dem BMEL-Jahresabschluss. Dazu 
werden Ausführungsanweisungen und EDV Programme zur Plausibilitätsprüfung der 
Datensätze kostenlos zur Verfügung gestellt.
Sachsen nimmt derzeit mit 400 Landwirtschaftsbetrieben am Testbetriebsnetz teil. Dies 
entspricht gerade so dem berechneten Anteil, mit dem die wirtschaftliche Lage der 
sächsischen Landwirtschaft im Gesamtsystem repräsentativ abgebildet werden kann. 
Um die Ergebnisse weiter zu qualifizieren, werden weitere Mitstreiter gesucht! 
Neben Betrieben mit der Rechtsform einer juristischen Person sind vor allem auch Ein-
zelunternehmen und Personengesellschaften aufgerufen, sich am „Testbetriebsnetz 
Landwirtschaft“ zu beteiligen. Nur über eine große Grundgesamtheit ist es möglich, 
die Verhältnisse in der sächsischen Landwirtschaft in betriebswirtschaftlichen Kenn-
ziffern realistisch zu erfassen, welche wiederum für politische Entscheidungen bis hin 
nach Brüssel herangezogen werden.
Nutzen Sie weitere, für Sie kostenfreie Vorteile einer Mitarbeit im Testbetriebsnetz 
Landwirtschaft:
❚  übersichtliche Zusammenstellungen der Buchführungsdaten in einem einheit- 
lichen BMEL-Jahresabschluss
❚  Kennzahlen Ihres Landwirtschaftsunternehmens und ausgewählter Vergleichs- 
betriebe für Zeitreihen- und Betriebsvergleiche
❚  regelmäßige Schulungen zum BMEL-Jahresabschluss 
❚  unkomplizierter Einstieg in den digitalen und individuellen Betriebsvergleich bei 
Agrobench Sachsen 
 (https://www.landwirtschaft.sachsen.de/landwirtschaft/3360.htm)
❚  sofortige Verfügbarkeit der BMEL-Jahresabschlüsse Ihres Betriebes für eventuelle 
Antragstellungen im Bereich investive Förderung
❚  Prämien und Vergütungen in Höhe von bis zu 355 Euro je Betrieb.
Können Sie sich eine Mitarbeit als Testbetrieb vorstellen? Haben Sie Fragen zum Test-
betriebsnetz? Dann nehmen Sie mit dem LfULG Kontakt auf. Die Kontaktdaten finden 
Sie in der Nebenspalte.
Meldepflicht für Lebensmittelunternehmen 
gilt auch für Landwirtschaftsbetriebe
Landwirtschaftsbetriebe, die eine mit der Produktion, der Verarbeitung und dem Ver-
trieb von Lebensmitteln zusammenhängende Tätigkeit ausführen, gelten als Lebens-
mittelunternehmen. Sie sind somit verpflichtet, sich bzw. die einzelnen ihrer Kontrolle 
unterstehenden Betriebe, die auf einer der Stufen der Produktion, der Verarbeitung oder 
des Vertriebs tätig sind, bei der zuständigen Behörde zwecks Registrierung zu melden*.
Die Betriebe müssen ferner sicherstellen, dass die Kenntnisse der zuständigen Behörde 
stets auf dem aktuellen Stand sind, indem sie unter anderem alle wichtigen Verände-
rungen bei den Tätigkeiten und ggf. Betriebsschließungen melden. Ansprechpartner 









Telefon: 0351 8928-3114 
E-Mail: 
frank.schubert2@smul.sachsen.de
Nähere Informationen zum Verfahren, eine Vorlage zur Anmeldung sowie die An-
schriften der sächsischen Lebensmittelüberwachungs- und Veterinärämter finden Sie 
unter http://www.verbraucherschutz.sachsen.de/21363.html
(* Rechtsgrundlagen: Artikel 3 Ziffer 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sowie 
Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 und 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 852/2004))
Anzeigepflicht für Landpachtverträge
Nach den Bestimmungen des Landpachtverkehrsgesetzes (LPachtVG) sind Neuab-
schlüsse bzw. Vertragsänderungen von Landpachtverträgen anzeigepflichtig. Bei den 
Vertragsänderungen sind vor allem Änderungen bei der Fläche und beim Pachtzins 
sowie Verpächter- und Pächterwechsel relevant.
In Sachsen gilt eine Freigrenze bis 0,5 ha. Wenn diese überschritten wird, ist die Anzei-
gepflicht in der Regel gegeben. Ausgenommen von der Anzeigepflicht sind nur Pacht-
verträge, die zwischen Ehegatten, Verwandten und Verschwägerten abgeschlossen 
wurden. Im Zweifelsfall empfiehlt sich eine Rückfrage bei der zuständigen Behörde. 
Weiterhin von der Anzeigepflicht ausgenommen sind Pachtverträge, die im Rahmen 
eines behördlich geleiteten Verfahrens abgeschlossen wurden (z. B. Flurneuordnung).
In Sachsen sind Landpachtverträge bei den Unteren Landwirtschaftsbehörden (ULB) 
der Landratsämter und kreisfreien Städte anzuzeigen. Diese sind somit auch die ersten 
Ansprechpartner für Landwirte bei Fragen zur Landpacht. Örtlich zuständig ist die 
Behörde, in deren Landkreis die Hofstelle des Verpächters liegt. Ist eine solche Hof-
stelle nicht vorhanden, so ist die Behörde zuständig, in deren Gebiet die verpachteten 
Grundstücke liegen.
Die Anzeige hat innerhalb eines Monats nach Vertragsabschluss durch den Verpächter 
bei Vorlage des Vertrages zu erfolgen. Die Anzeige kann auch vom Pächter gegenüber 
der Behörde erklärt werden.
Binnen eines Monats nach Anzeige des Vertrages ist durch die zuständige Behörde 
über eine Beanstandung eines Pachtvertrages nach § 4 LPachtVG durch einen Be-
scheid zu befinden.
Die zuständigen Behörden können Landpachtverträge beanstanden, wenn sich durch 
die Vertragsgestaltung agrarstrukturelle Fehlentwicklungen abzeichnen. Gegen eine 
Beanstandung ist als Rechtsmittel ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung durch die 
Vertragspartner möglich. Mit Anfragen zum ortsüblichen Pachtzins in der jeweiligen 
Region können sich Interessenten ebenfalls an die Unteren Landwirtschaftsbehörden 
bei den Landkreisen und kreisfreien Städten wenden. 
Mit der gesetzlich geregelten Anzeigepflicht wird ein aktueller Kenntnisstand zu den 
Landpachtverträgen gewährleistet. Auch bei der Beantragung von investiven För-
dermaßnahmen ist ein aktueller Pachtflächennachweis vorzulegen, welcher hiermit 
durch die ULB erstellt werden kann.
Ausbildung nach § 66 BBiG für die  
grünen Berufe neu geregelt
Mit Beginn des Ausbildungsjahres 2017/2018 werden junge Menschen, denen durch 
einen zuständigen Rehabilitationsträger eine Behinderung bescheinigt wird (Ausbil-
dung nach § 66 BBiG), nach neu erlassenen Regelungen ausgebildet. Diese befinden 
sich aktuell in der Veröffentlichung. Mit diesen novellierten bisherigen Werker-/ 
Helferregelungen sollen die beruflichen Einsatzmöglichkeiten verbessert werden.
Ab dem beginnenden Ausbildungsjahr sind die Berufsbezeichnungen
❚  Fachpraktiker/in Landwirtschaft (für den bisherigen Landwirtschaftswerker)
❚  Fachpraktiker/in Gartenbau (für den bisherigen Gartenbauwerker) bzw.
❚  Fachpraktiker/in Hauswirtschaft (für den bisherigen Hauswirtschaftstechnischen 
Helfer)




Telefon: 0351 8928 - 3406
E-Mail: katja.zschaage@smul.sachsen.de
Weitere Hinweise zum Ausfüllen der Berufsausbildungsverträge finden Sie in den 
nachfolgenden Merkblättern bzw. erhalten Sie von den zuständigen Bildungsberater/ 







Wenn bereits Ausbildungsverträge nach der alten Reglung abgeschlossen worden 
sind, dann werden die Bildungsberaterinnen mit den Ausbildungsbetrieben Rück-
sprache nehmen.
Bei Fragen können Sie sich auch gern an das LfULG, Referat 91, Katja Zschaage, 
wenden. Die Kontaktdaten finden Sie in der Nebenspalte.
Fachtagung „Ländliche Neuordnung in der 
Kulturlandschaft“ am 16. Mai 2017 in Thum
An der vom LfULG veranstalteten Fachtagung „Ländliche Neuordnung in der Kultur-
landschaft“ am 16. Mai 2017 in Thum, Landkreis Erzgebirge, nahmen ca. 120 Personen 
aus verschiedenen Fachverwaltungen, Gemeinden, Planungsbüros sowie land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmen teil.
Mit dieser Fachtagung wurde eine 2013 begonnene Veranstaltungsreihe zur verstärk-
ten Nutzung von Synergien zwischen der Flurbereinigungsverwaltung und anderen 
Fachverwaltungen fortgesetzt. Auch bei Maßnahmen zur Entwicklung der Kulturland-
schaft müssen oftmals Eigentumsstrukturen verändert werden. Hierfür kann die Flur-
bereinigung wichtige Unterstützung bieten.
Die Vorträge und Diskussionen zeigten, dass ein wesentlicher Aspekt zur Gestaltung 
der Kulturlandschaft die Entwicklung linearer Strukturen sein kann. Derartige Maß-
nahmen bieten den Vorteil, dass neben der Bereicherung der Kulturlandschaft auch 
der Biotopverbund unterstützt wird. Gleichzeitig beanspruchen lineare Maßnahmen 
i.d.R. weniger landwirtschaftlich genutzte Fläche als flächige Maßnahmen. Gerade 
im Hinblick auf die bis spätestens 2027 erforderliche Umsetzung der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie bietet es sich an, konsequent die Gewässer bzw. Abfluss- 
bahnen wild abfließenden Wassers als lineare Vernetzungsstrukturen zu nutzen. Somit 
lassen sich vielfältige Synergien zwischen der Wasserwirtschaft, dem Naturschutz, der 
Landwirtschaft und dem Tourismus erzielen.
Das vom Bürgermeister Thomas Zschornak vorgestellte Beispiel der Gemeinde Nebel- 
schütz zur Gestaltung der Jauerbach-Aue verdeutlichte die gute Zusammenarbeit 
zwischen der Kommune und der Flurbereinigung. Es zeigte aber auch, welch großen 
Schwierigkeiten eine Kommune derzeit noch bei einer vorausschauenden Flächenpo-
litik ausgesetzt ist. 
Auf der Internetseite des SMUL finden Sie Informationen zur Veranstaltung mit 






















Internationales Treffen junger Berufs- und Fachschüler aus der Landwirtschaft 
zum Landeserntedankfest in Burgstädt
Am 29./30. September 2017 werden im Rahmen des 20. Sächsischen Landesernte-
dankfestes die 2. Europäischen AgrOlympics stattfinden. Die erste Auflage dieses 
landwirtschaftlichen Berufswettbewerbes fand 2015 in Luxemburg statt. Die Idee 
dafür hatte „EUROPEA International“, ein Netzwerk von mehr als 1.000 landwirt-
schaftlichen Fach- und Berufsschulen in 25 EU- bzw. Nicht-EU-Ländern.
Die AgrOlympics sind eine Mischung aus einem anspruchsvollen Berufswettbewerb 
mit verschiedenen landwirtschaftlichen Aufgaben und dem olympischen Gedanken. 
Die Mannschaften bestehen aus jeweils vier Teilnehmern und einem Betreuer. Sie 
müssen ihr Wissen und Können in 18 verschiedenen Disziplinen unter Beweis stellen, 
z. B. im Traktor-Geschicklichkeitsfahren, im Weidezaunbau, beim Strohballenstapeln, 
Melken und Holzspalten, beim Radwechsel am Traktor oder beim Bau einer Wasser-
leitung.
Insgesamt sind 20 Teams zugelassen: Neben den beiden gesetzten deutschen Teams 
werden Jugendliche teilnehmen aus Estland, Lettland, Polen und Rumänien; aus Ser-
bien, Österreich, Luxemburg und Spanien; aus Portugal, Finnland, Dänemark und 
Großbritannien, aus Schweden, den Niederlanden, Belgien und Tschechien sowie aus 
Ungarn und der Schweiz.
Der Wettbewerb steht unter der Schirmherrschaft des Sächsischen Staatsministers für 
Umwelt und Landwirtschaft, Thomas Schmidt und wird durch das LfULG mit Mitteln 
des Freistaates Sachsen finanziell unterstützt.
Organisiert wird die Veranstaltung von Fachschülern und Lehrern des Fachschul-
zentrums Freiberg-Zug, der Fachschule für Landwirtschaft Döbeln, dem Christlich-
Sozialen Bildungswerk e. V. und dem EUROPEA Deutschland e. V.
Besucher sind herzlich eingeladen.
Weiterführende Informationen zum Landeserntedankfest und zu den AgrOlympics 
finden Sie unter http://www.stadtfest-burgstaedt.de/programm.html
Neue Veröffentlichungen des LfULG
Berichte (nur digital als pdf verfügbar) 
❚  Klimawandel und Teichwirtschaft
❚  Blitzschutz bei Biogasanlagen
Broschüren
❚  Pflanzenschutz im Gemüsebau 2017 (12,50 €)
❚  Zieralgen – Rote Liste und Artenliste Sachsens
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Veranstaltungen des LfULG von Juli bis September
Datum Thema Ort
01.07.17 Pillnitzer Gartentag Lehr- und Versuchsgewächshäuser, 
Lohmener Straße 12, Tor 3, 01326 Dresden-Pillnitz
08.07.17 Grundlagen der Homöopathie bei Schaf, Ziege, 
Rind und Pferd
Lehr- und Versuchsgut, 
Am Park 3, 04886 Köllitsch
20.07.17 Praktikerschulung Schaf/Ziege – Hunde, Hüten und 
Landschaftspflege
Schäferei des Sprungbrett e. V., 
Hütegelände am Flugplatz, 01591 Riesa-Göhlis
15.08.17 Beet- und Balkonpflanzentag Fachschulen für Agrartechnik und Gartenbau, 
Söbrigener Straße 3 a, 01326 Dresden-Pillnitz
17.08.17 Versuchsfeldbegehung Buschbohnen LfULG, Versuchsfeld, 
Lohmener Straße 12, 01326 Dresden-Pillnitz
20.08.17–25.08.17 DLG-Herdenmanager Lehr- und Versuchsgut, Am Park 3, 04886 Köllitsch
29.08.17 Schulung für Häckslerfahrer Lehr- und Versuchsgut, Am Park 3, 04886 Köllitsch
30.08.17 Betriebsplan Natur – ein kooperativer Weg 
für mehr Naturschutz in der Landwirtschaft
Mutterkuh GmbH »Am Schwarzwassertal«, 
Geyersdorfer Straße 18, 09471 Königswalde
01.09.17 Betriebsplan Natur – ein kooperativer Weg 
für mehr Naturschutz in der Landwirtschaft
Agrargenossenschaft Gnaschwitz eG, 
Hauptstraße 30, 02692 Gnaschwitz
01.09.17 Pillnitzer Rosentag Fachschulen für Agrartechnik und Gartenbau, 
Söbrigener Straße 3 a, 01326 Dresden-Pillnitz 
02.09.17 DorfBauKultur-Werkstatt Wohnkulturgut Gostewitz, 
An der Keppritz 1, 01594 Riesa OT Gostewitz
06.09.17 Versuchsfeldbegehung Kernobst LfULG, Versuchsfeld, 
Lohmener Straße 12, 01326 Dresden-Pillnitz
08.09.17 Fachtagung Qualitätsgetreide »Groitzscher Hof«, 
Zum Kalkwerk 3, 01665 Klipphausen OT Groitzsch
09.09.17 Sächsischer Kaninchentag Lehr- und Versuchsgut, Am Park 3, 04886 Köllitsch
12.09.17 Sächsischer Geflügeltag Landgasthof Deuben, 
Leipziger Straße 65, 04828 Bennewitz
14.09.17 Natura2000-Strategien zur Umsetzung der europä-
ischen Schutzziele
Alte Mensa der TU Bergakademie, 
Petersstraße 5, 09599 Freiberg
19.09.17-21.09.17 Biogas für Anlagenfahrer (Teil I) Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft, 
Fachschule Stadtroda, 
Am Burgblick 23, 07646 Stadtroda
26.09.17 Sächsischer Fleischrindtag N. N. 
30.09.17 Gesunderhaltung der Atemwege bei Schaf, Ziege, 
Pferd und Rind
Lehr- und Versuchsgut, 
Am Park 3, 04886 Köllitsch
Ansprechpartner für Weiterbildungen in Köllitsch und Graditz:
Viola Schlegel, Telefon: 034222 46-2622, E-Mail: viola.schlegel@smul.sachsen.de 
 
Ansprechpartner für alle Veranstaltungen:
Ramona Scheinert , Telefon: 0351 2612-2113, E-Mail: ramona.scheinert@smul.sachsen.de







Förder- und Fachbildungs- 
zentrum Nossen, Sitz Döbeln
Sachgebiet Ausgleichs- und Direktzahlungen


































Im Prämienjahrjahr 2017 konnte in Mittelsachsen und in Chemnitz eine gegenüber 
dem Vorjahr um ca. zwei Drittel gestiegene Handelstätigkeit (Vertragszahl) registriert 
werden. 
Flächenbewegungen, der drohende ZA-Wiedereinzug durch den Staat und gesell-
schaftsrechtliche Veränderungen gaben oft den Anlass für den Handel. Neben der 
Neugründung von Unternehmen und deren Umstrukturierung wirkten sich auch 
betriebliche Umstellungen in Unternehmensverbünden beträchtlich aus.
In 25 Fällen hoffen Junglandwirte und Neugründer auf kostenlose ZA-Zuteilungen 
aus der Nationalen Reserve.
Individuelle Beobachtungen des Marktes zeigten fallende Verkaufspreise im Bereich 
des Nennwertes des ZA. 
Eine Verpachtung von ZA ist ohne die Abgabe entsprechender Flächen möglich und 
wurde entsprechend umfangreich genutzt. Ein gegenüber dem Kauf viel geringerer, 
meist auf Nutzensteilung hinauslaufender Preis, war für manchen das ausschlag- 
gebende Argument für eine Pacht.
Mancher Handel wurde vom Zwang der Aktivierung in 2017 geprägt, um ein ent-
schädigungsloses Einziehen in diesem Jahr zu vermeiden. Das wirkte preisdämpfend.
Beihilfefähigkeit von zeitweilig nichtlandwirtschaftlich genutzten Flächen
Für die Gewährung von Direktzahlungen muss die Antragsfläche dem Antragsteller 
am 15.5. des Antragsjahres zur Verfügung stehen und vom 1.1. bis 31.12. beihilfe-
fähig im Sinne der Direktzahlungen sein (§2 Abs. 1 DirektZahlDurchfV).
Eine Unterbrechung der Beihilfefähigkeit kann förderunschädlich sein, wenn die 
nichtlandwirtschaftliche Nutzung innerhalb der Vegetationsperiode nur kurzzeitig 
(in der Regel bis zu 21 Tage/Kalenderjahr und einmalig nicht länger als 14 Tage) und 
unter Beibehaltung des vorherigen Nutzungszustandes erfolgt (§ 12 Abs. 2 DirektZahl- 
DurchfV).
Außerhalb der Vegetationsperiode bzw. in dem Zeitraum nach der Ernte bis zur neuen 
Bestellung kann eine längere Dauer als innerhalb der Vegetationsperiode toleriert 
werden.
Gemäß §30 lnVeKoSV muss die Aufnahme einer nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeit 
schriftlich und mindestens drei Tage vor Aufnahme dieser Tätigkeit beim FBZ/ISS an-
gezeigt werden (ggf. per Fax). Dafür sollte möglichst das auf der Antrags-CD befind-
liche neue pdf-Formular „Anzeige einer nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeit“ genutzt 
werden!
Somit können kurzzeitige, unentgeltliche Nutzungen wie z. B. Veranstaltungs- oder 
Parkflächen oder ggf. auch Infrastrukturmaßnahmen außerhalb der Vegetations- 
periode oder nach der Ernte förderunschädlich sein. Dabei darf die landwirtschaftliche 
Nutzung durch die Intensität, Art, Dauer oder den Zeitpunkt der nichtlandwirtschaft-
lichen Tätigkeit nicht wesentlich eingeschränkt (Anbaukultur nicht zerstört) werden 








Mario Schmidt (FBZ- und Schulleiter)
Telefon: 03431 7147-14
E-Mail: mario.schmidt@smul.sachsen.de
Herr Lippold (Stellvertr. Schulleiter)
Telefon: 03431 7147-33
E-Mail: kersten.lippold@smul.sachsen.de
Wird die landwirtschaftliche Tätigkeit allerdings z. B. durch Infrastruktur- oder andere 
Baumaßnahmen wesentlich beeinträchtigt, dann müssen die betroffenen Flächenteile 
aus der Antragstellung herausgenommen werden.
Sobald die genaue Größe und Lage der beanspruchten, nicht beihilfefähigen Flächen-
teile bekannt ist, werden sie am besten als extra Schläge mit dem Nutzungscode 990 
(Alle anderen Flächen) im Antragsprogramm erfasst (Schlagteilung des ursprünglichen 
Schlages). Alternativ können kleinere nicht beihilfefähige Flächenteile auch aus dem 
Schlag rausdigitalisiert werden. Führen Sie dann einen Export ausgewählter Schläge 
durch und senden Sie den erstellten zip-Ordner und die ExportIn-fo.pdf auf CD oder 
per E-Mail an das FBZ nach Döbeln.
Der Investor ist in dem Fall neben der Entschädigung der entstandenen landwirt-
schaftlichen Schäden auch zum Ersatz der entgangenen Fördermittel verpflichtet. 
Bezüglich der Entschädigung ist zwischen Ihnen und dem Investor eine Vereinbarung 
auf zivilrechtlicher Grundlage zu treffen. 
Beachten Sie, dass auch durch Schlagteilungen entstandene Restflächen unter 
0,30 ha nicht beihilfefähig sind und dass Zahlungsansprüche eingezogen werden, die 
zwei Jahre lang nicht aktiviert wurden, auch wenn die Ursache Infrastruktur- oder 
andere Baumaßnahmen sind.
Die dadurch (auch zukünftig) verloren gehenden Direktzahlungen sollten bei der Ent-
schädigungsvereinbarung mit dem Verursacher berücksichtigt werden. Weitere Infor-
mationen finden Sie in der Broschüre „Antragstellung 2017“ unter Punkt 2.8.
Fachschule für Landwirtschaft
Im Jahr 2016 begannen 18 Fachschüler, darunter zwei Frauen mit der Fortbildung 
zum/zur Staatlich geprüften Wirtschafter/in für Landwirtschaft an der Fachschule in 
Döbeln.
Die Fachschüler (von links): Klassenleiterin Annett Rindfleisch, Christoph Weber, Selina 
Nitzsche, Carsten Schilde, Mariane Mieth, Philipp Kölz, Karl Philipp Heinrich, Marcus Wei-
se, Stefan Weise, Nils Graichen, Martin Braune, Daniel Kühn, Christian Pawelke, Martin 
Stephan, Max Naumann, Dominik Hartung, Florian Wolter, André Hieckel, Stefan Just 
und Schulleiter Mario Schmidt (Foto: Kersten Lippold; LfULG; FBZ Nossen, Sitz Döbeln)
Fachschulausbildung: Die Fachschule für Landwirtschaft Döbeln wird erst im Jahr 
2018 mit einer neuen Fachschulklasse beginnen. Wer bereits 2017 eine Fortbildung 
beginnen möchte, kann sich innerhalb unseres Fach- und Förderzentrums Nossen 
noch an der Fachschule in Großenhain bewerben.
Meisterausbildung: Gegenwärtig beenden die Meisterkandidaten der Meisterklasse 
(Beginn 2015) an der Fachschule Döbeln ihre Fortbildung. Nach bestandenen Prü-
fungen erhalten die frisch gebackenen Meister im Juni 2017 ihre Meisterbriefe und 
ihre Zeugnisse. Die Absolventen erhalten nicht nur ihre Meisterbriefe, sondern auch 
einen Meisterbonus in Höhe von 1.000 Euro.
Eine weitere Meisterklasse der Fachschule Döbeln mit Ausbildungsbeginn 2016 wird 
im Folgejahr 2018 die Fortbildung zum Landwirtschaftsmeister beenden. Wer sich für 
die Meisterausbildung interessiert, kann sich ebenfalls für das Jahr 2018 an der Fach-



















Agrargenossenschaft Gnaschwitz e. G.
Robert Hänsgen
Hauptstraße 30, 02692 Gnaschwitz
Telefon: 03593 050918
Fachrecht Pflanzenbau, landwirtschaftlicher 
Ressourcenschutz
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)
Die Verordnung wurde am 21. April 2017 im Bundesgesetzblatt verkündet und tritt 
vollständig am 1. August 2017 in Kraft. Sie löst die bisher in Sachsen geltende Säch-
sische Dung- und Silagesickersaftanlagenverordnung (SächsDuSVO) ab und regelt die 
Einstufung von Stoffen und deren Gemische nach ihrer Gefährlichkeit. Sie regelt auch 
die technischen Anforderungen der Anlagen, die erfüllt sein müssen, wenn sie mit 
solchen Stoffen und Stoffgemischen umgehen, sowie die Pflichten der Betreiber.
Die wesentlichen Inhalte im Überblick, entnehmen Sie bitte dem folgenden Link:
http://www.bmub.bund.de/themen/wasser-abfall-boden/binnengewaesser/wassergefaehrdende-stoffe/awsv-verordnung/
(Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit)
Simul+ - Veranstaltungen „Betriebsplan Natur“ 
Der Betriebsplan Natur ist ein neues gesamtbetriebliches Angebot für landwirtschaft-
liche Betriebe in Sachsen. An dem Angebot nehmen bisher über 40 Betriebe mit ins-
gesamt rund 35.000 Hektar teil.
Die Veranstaltungen am 30.08.2017 in der Mutterkuh GmbH „Am Schwarzwassertal“ 
Königswalde bzw. am 01.09.2017 in der Agrargenossenschaft Gnaschwitz bieten die 
Möglichkeit, die Betreibe mit ihren Betriebsplänen Natur kennenzulernen. Dabei wer-
den vorgeschlagene Naturschutzmaßnahmen besichtigt und gemeinsam diskutiert.
Der Betriebsplan Natur wird betriebsindividuell erstellt. Er liefert dem Betrieb eine Be-
standsaufnahme seiner Naturausstattung und seiner bisherigen Leistungen zur Erhal-
tung der biologischen Vielfalt. In einem gemeinsamen Abstimmungsprozess mit dem 
Landnutzer werden Möglichkeiten zur weiteren ökologischen Aufwertung im Rahmen 
der betrieblichen Bedingungen ermittelt und Vorschläge zur Umsetzung abgestimmt 
(inkl. Finanzierung).
Das Programm zu den Veranstaltungen finden Sie ab Juli unter: 
http://www.smul.sachsen.de/lfulg/211.htm
Weitere Informationen zum Betriebsplan Natur:
https://www.smul.sachsen.de/foerderung/5699.htm
Vor-Ernte-Untersuchungen bei Getreide
Vor-Ernte-Untersuchungen (VEU) sind ein bewährtes Mittel um den Eintrag von 
Schwermetallen in die Nahrungskette zu vermindern. Auch in diesem Jahr empfiehlt 
deshalb die Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft (BfUL) bei 
Weizen, Roggen, Gerste, Hafer und anderen Getreidearten über Vor-Ernte-Unter-
suchungen den Gehalt an Cadmium und Blei feststellen zu lassen. 
Ziel: Über die VEU sind Sie als Landwirt bereits zum Erntetermin detailliert über das 
Belastungsniveau des Erntekorns informiert und können schnell und fundiert ent-
scheiden, ob die Ernte als Brotgetreide oder als Futtergetreide vermarktet werden kann.
Sie kommen mit dieser Untersuchung ihrer Pflicht zur Eigenkontrolle nach, da gemäß 
Kontaminantenverordnung vom 19. März 2010 Lebensmittel nur in den Verkehr ge-
bracht werden dürfen, wenn der Gehalt an Kontaminanten wie Cadmium oder Blei die 
festgelegten Höchstgehalte nicht übersteigt. Ein vorsätzlicher oder fahrlässiger Ver-
stoß gegen diese Verordnung kann als Straftat geahndet werden. 
Vorgehen: Vorrangig sollen Flächen beprobt werden, bei denen ein begründeter Ver-
dacht besteht, dass die Lebensmittelgrenzwerte überschritten werden. Ein begrün-
deter Verdacht besteht z. B.:
❚  bei Cadmiumbodengehalten über 0,04 mg Cd/kg Boden im Ammoniumnitrat- 
Extrakt (AN)
❚  bei Cadmiumbodengehalten über 1 mg Cd/kg Boden im Königswasserextrakt (KW)
❚  bei festgestellten erhöhten Cadmiumgehalten in vorangegangenen Getreideernten 
Neben dem Cadmiumgehalt im Korn empfiehlt die BfUL auch den Gehalt an Blei zu 
bestimmen.
Zirka zwei Wochen vor dem voraussichtlichen Erntetermin wird eine bestimmte An-
zahl Ähren pro Fläche entnommen. Die Probe sollte möglichst schnell gekühlt an ein 
von der BfUL empfohlenes und vom Landwirt beauftragtes Labor zur Analyse wei-
tergeleitet werden. 
Wichtige Informationen zum gesamten Ablauf finden Sie im Internet unter: 
https://www.smul.sachsen.de/bful/download/Merkblatt_PNCdPb_2017.pdf.
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Diese Informationsschrift wird von der Sächsischen Staatsregierung im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen 
Verpflichtung zur Information der Öffentlichkeit herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von deren 
Kandidaten oder Helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet 
werden. Dies gilt für alle Wahlen.
Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie 
das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist auch die 
Weitergabe an Dritte zur Verwendung bei Wahlwerbung.
Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die vorliegende Druckschrift nicht so verwendet 
werden, dass dies als Parteinahme des Herausgebers zu Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden 
könnte. Diese Beschränkungen gelten unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon, auf welchem Wege und 
in welcher Anzahl diese Informationsschrift dem Empfänger zugegangen ist. Erlaubt ist jedoch den Parteien, diese 
Informationsschrift zur Unterrichtung ihrer Mitglieder zu verwenden.
Ansprechpartner BfUL:
Dr. Ralf Klose
Telefon: 035242 632-6100
E-Mail: ralf.klose@smul.sachsen.de
